
Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit der angefochtenen Entscheidung hat die Kommission für
die Festsetzung der Verzugszinsen, die die Klägerin auf die
durch die Entscheidung vom 30. November 1994 gegen sie
verhängte Geldbuße, deren Höhe durch das Urteil des Gerichts
vom 15 März 2000 abgeändert und dann durch das Urteil des
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften vom 7.
Februar 2004 bestätigt wurde, zu zahlen hat, einen festen Satz
von 7,25 % angewandt.

Die Klägerin ficht die Entscheidung aus zwei Gründen an.

Erstens rügt sie einen Verstoß gegen die allgemeinen Grund-
sätze des Gemeinschaftsrechts, insbesondere gegen den
Anspruch auf effektiven Rechtsschutz, da die Anwendung eines
festen Satzes von 7,25 % für einen Zeitraum von neun Jahren
zu einer Festsetzung von Zinsen geführt habe, deren Höhe
übermäßig und besonders belastend sei. Die Anwendung eines
festen Satzes, der aufgrund der Marktverhältnisse im Jahr 1995
ermittelt worden sei, sei völlig unangemessen, wenn der betrof-
fene Zeitraum extrem lang sei, wie eine Zeitspanne von etwa
neun Jahren. Zudem seien die Marktzinsen in dem fraglichen
Zeitraum stark gesunken, was zu einer Situation geführt habe,
in der das Recht der Klägerin auf gerichtlichen Rechtsschutz
besonders beeinträchtigt worden sei.

Zweitens sei die in dem Schreiben vom 28. Januar 2004
enthaltene Entscheidung wegen eines Verstoßes gegen den in
Artikel 3 Buchstabe B EG-Vertrag verankerten Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit für nichtig zu erklären. Durch die Anwen-
dung eines variablen Zinssatzes (zuzüglich eines angemessenen
Spread) ließen sich die von der Kommission verfolgten Ziele
ebenso gut erreichen, ohne dass damit ungerechtfertigte
Beschränkungen des Rechts auf vollen gerichtlichen Rechts-
schutz verbunden wären.

Streichung der Rechtssache T-248/99 (1)

(2004/C 118/112)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

Mit Beschluss vom 23. März 2004 hat der Präsident der
Zweiten erweiterten Kammer des Gerichts erster Instanz der
Europäischen Gemeinschaften die Streichung der Rechtssache
T-248/99 — Autobedrijf Diepenmaat V.O.F., unterstützt durch
Königreich der Niederlande, gegen Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften — angeordnet.

(1) ABl. C 6 vom 8.1.2000.

Streichung der Rechtssache T-253/99 (1)

(2004/C 118/113)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

Mit Beschluss vom 23. März 2004 hat der Präsident der
Zweiten erweiterten Kammer des Gerichts erster Instanz der
Europäischen Gemeinschaften die Streichung der Rechtssache
T-253/99 — Oliehandel Van den Belt B.V., unterstützt durch
Königreich der Niederlande, gegen Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften — angeordnet.

(1) ABl. C 6 vom 8.1.2000.

Streichung der Rechtssache T-320/99 (1)

(2004/C 118/114)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

Mit Beschluss vom 23. März 2004 hat der Präsident der
Zweiten erweiterten Kammer des Gerichts erster Instanz der
Europäischen Gemeinschaften die Streichung der Rechtssache
T-320/99 — W.F. Milder, unterstützt durch Königreich der
Niederlande, gegen Kommission der Europäischen Gemein-
schaften — angeordnet.

(1) ABl. C 63 vom 4.3.2000.

Streichung der Rechtssache T-246/01 R (1)

(2004/C 118/115)

(Verfahrenssprache: Englisch)

Mit Beschluss vom 24. März 2004 hat der Präsident des
Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften die
Streichung der Rechtssache T-246/01 R – GrafTech Interna-
tional Ltd gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften
– angeordnet.

(1) ABl. C 17 vom 19.1.2002.
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